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Öffentliche Bekanntmachung vom 14.02.2026 
Der Landkreis Marburg-Biedenkopf macht die nachstehende Satzung öffentlich bekannt. 

 
  

 
   

S A T Z U N G 

über die Betreuung von Kindern in der Kindertagespflege 

im Landkreis Marburg-Biedenkopf 

Aufgrund des § 5 der Hessischen Landkreisordnung (HKO) in der Fassung der Bekanntma- 

chung vom 07. März 2005 (GVBl. I S. 183), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

0 1. April 2025 (GVBl. S. 24), des § 31 Hessisches Kinder- und Jugendhilfegesetzbuch 

(HKJGB) vom 18. Dezember 2006 (GVBl. S. 698), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. Juli 

024 (GVBl. S. 31) und der §§ 22-24, 43 und 90 Sozialgesetzbuch (SGB) Achtes Buch (VIII) 2 

Kinder- und Jugendhilfe in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBl. 

I S. 2021), zuletzt geändert durch Gesetz vom 01. Juli 2025 (BGBl. I S. 107), hat der Kreistag 

des Landkreises Marburg-Biedenkopf in seiner Sitzung am 06.02.2026 die folgende Satzung 

beschlossen: 

Präambel 

Mit dieser Satzung wird die Erhebung von Kostenbeiträgen für Eltern im Rahmen der Förde- 

rung in Kindertagespflege sowie die Gewährung der laufenden Geldleistungen an qualifizierte 

Kindertagespflegepersonen im Landkreis Marburg-Biedenkopf geregelt. 

§ 1 

Fördervoraussetzungen und Rechtsanspruch 

(1) Der Förderungsauftrag der Kindertagespflege umfasst gem. § 22 Abs. 3 SGB VIII Erzie- 

hung, Bildung und Betreuung des Kindes und bezieht sich auf die soziale, emotionale, 

körperliche und geistige Entwicklung des Kindes. Er schließt die Vermittlung orientierender 

Werte und Regeln ein. Die Förderung soll sich am Alter und Entwicklungsstand, den 

sprachlichen und sonstigen Fähigkeiten, der Lebenssituation sowie den Interessen und 

Bedürfnissen des einzelnen Kindes orientieren und seine ethnische Herkunft berücksichti- 

gen. 

(2) Die Förderung in Kindertagespflege umfasst gem. § 23 Abs. 1 SGB VIII die Vermittlung 

des Kindes zu einer geeigneten Kindertagespflegeperson, soweit diese nicht von den Per- 

sonensorgeberechtigten nachgewiesen wird, die fachliche Beratung, Begleitung und wei- 

tere Qualifizierung der Kindertagespflegeperson sowie die Gewährung einer laufenden 

Geldleistung an die Kindertagespflegeperson. 

(3) Die Geeignetheit von Kindertagespflegepersonen richtet sich nach § 23 Abs. 3 SGB 
VIII. Kindertagespflegepersonen bedürfen einer Erlaubnis im Sinne von § 43 SGB 
VIII. 

(4) Der Landkreis Marburg-Biedenkopf gewährt die Leistung gem. §§ 23 und 24 SGB VIII 

unter folgenden Voraussetzungen: 

a) für Kinder unter einem Jahr, wenn die Voraussetzungen nach § 24 Abs. 1 SGB 

VIII erfüllt sind; 
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b) für Kinder ab Vollendung des 1. Lebensjahres bis zur Vollendung des 3. Lebens- 

jahres, wenn die Voraussetzungen nach § 24 Abs. 2 SGB VIII erfüllt sind. 

(5) Kinder ab Vollendung des 3. Lebensjahres sind vorrangig in Kindertageseinrichtun- 

gen und Kinder ab Schuleintritt vorrangig durch schulische Betreuungsangebote zu 

betreuen. Kindertagespflege wird grundsätzlich nur in den Fällen gewährt, in denen 

nachweislich kein bedarfsgerechtes Angebot zur Verfügung steht. Geht der Bedarf an 

Betreuung über diese institutionellen Angebote hinaus, so kann Kindertagespflege 

zusätzlich gewährt werden. 

(6) Der Rechtsanspruch auf Kindertagespflege für Kinder mit Vollendung des 1. Lebens- 

jahres bis zur Vollendung des 3. Lebensjahres nach § 24 Abs. 2 SGB VIII unterschei- 

det einen bedarfsunabhängigen Grundanspruch sowie einen darüber hinaus gehen- 

den Anspruch, der sich nach dem individuellen Bedarf richtet. Der Grundanspruch gilt 

als erfüllt bei einer täglichen Förderung von 6 Stunden (30 Wochenstunden). 

(7) Kindertagespflege wird erst ab einer wöchentlichen Betreuungszeit von mindestens 

1 5 Stunden gefördert und wenn die voraussichtliche Betreuungsdauer mindestens 3 

Monate beträgt. Eine Ausnahme bildet hier die ergänzende Kindertagespflege zu ei- 

nem anderen Betreuungsangebot. Diese kann auch in einem geringeren Stundenum- 

fang gefördert werden. 

(8) Bei Kindern unter einem Jahr wird von einer vierwöchigen Eingewöhnungszeit aus- 

gegangen. In allen anderen Fällen wird die Eingewöhnung zwei Wochen lang geför- 

dert. 

(9) Bei Personensorgeberechtigten im Schichtdienst (Nachtdienste) wird die Notwendig- 

keit von Kindertagespflege auch für Ruhezeiten der Eltern als erfüllt angesehen. 

(10) Der Landkreis Marburg-Biedenkopf fördert keine Kindertagespflegepersonen, die ei- 

nen einschlägigen Eintrag gem. § 72a SGB VIII im erweiterten polizeilichen Füh- 

rungszeugnis haben. Die Prüfung erfolgt im Rahmen der Erteilung und Weiterbewil- 

ligung der Erlaubnis zur Kindertagespflege. 

§ 2 

Antrag auf Förderung in Kindertagespflege 

(1) Laufende Leistungen nach § 23 SGB VIII werden grundsätzlich nur auf schriftlichen Antrag 

erbracht. Geht der Antrag im laufenden Monat ein, erfolgt die Bewilligung frühestens ab 

dem 01. dieses Monats. Frühester Bewilligungszeitpunkt ist das Datum, an dem die Vo- 

raussetzungen für die Gewährung der Kindertagespflege vorliegen bzw. die Notwendigkeit 

von Kindertagespflege besteht. 

(2) Von den Personensorgeberechtigten ist ein entsprechender Antrag auf Förderung in Kin- 

dertagespflege beim Kreisausschuss des Landkreises Marburg-Biedenkopf zu stellen. 
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(3) Die Personensorgeberechtigten und die Kindertagespflegeperson als Vertragspartner*in- 

nen regeln im Vorfeld die näheren Einzelheiten zur Kindertagespflege mittels einer schrift- 

lichen, unterschriebenen Betreuungsvereinbarung. 

(4) Für die Bearbeitung der Anträge auf Förderung in Kindertagespflege für Kinder unter einem 

Jahr oder bei einem Betreuungsumfang von über 30 Wochenstunden bei Kindern ab einem 

Jahr, ist ein Nachweis über die Erwerbs- bzw. Ausbildungstätigkeit der Personensorgebe- 

rechtigten notwendig. Der benötigte Umfang der Kindertagespflege ist hierbei durch geeig- 

nete Unterlagen und Angaben nachzuweisen. Der Umfang der öffentlichen Förderung um- 

fasst den Zeitraum der Anspruchsvoraussetzungen zuzüglich der entsprechenden Wege- 

zeiten (Fahrtwege von der Kindertagespflegestelle zum Arbeitsort und zurück). 

(5) Die öffentliche Förderung der Betreuung in Kindertagespflege kann ab Vollendung des 3. 

Lebensjahres nur noch ergänzend zu anderen Betreuungsformen erfolgen. 

(6) Die Gewährung von Kindertagespflege ist grundsätzlich bis zur Vollendung des 3. Lebens- 

jahres befristet. Steht in Einzelfällen zu diesem Zeitpunkt nachweislich kein Platz in einer 

wohnortnahen und bedarfsgerechten Kindertageseinrichtung zur Verfügung, so kann die 

Kindertagespflege auf Antrag der Personensorgeberechtigten bis zum Freiwerden eines 

entsprechenden Betreuungsplatzes in einer Kindertagesstätte verlängert werden. Das 

Nichtvorhandensein eines Betreuungsplatzes in einer Kindertagesstätte ist durch eine 

schriftliche Bestätigung des Trägers nachzuweisen. 

(7) Bei ergänzender Kindertagespflege für Kinder ab Vollendung des 3. Lebensjahres bedarf 

es eines Nachweises der Personensorgeberechtigten über die Inanspruchnahme oder das 

Nichtvorhandensein von anderen Betreuungsformen wie Kindertagesstätten, Grundschul- 

betreuung, Hort, etc. 

(8) Hat ein Kind einen besonderen Förderbedarf, ist dieser von den Personensorgeberechtig- 

ten geltend zu machen. Zur Feststellung des besonderen Förderbedarfs ist zwingend eine 

sozialpädagogische oder eine ärztliche Stellungnahme vorzulegen. 

§ 3 

Elternbeiträge/ Kostenbeitragspflicht 

(1) Für die Betreuung von Tageskindern nach §§ 23, 24 SGB VIII durch Kindertagespfle- 

gepersonen werden monatliche Kostenbeiträge durch den Kreisausschuss des Land- 

kreises Marburg-Biedenkopf auf der Grundlage des § 90 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 SGB VIII 

erhoben. 

(2) Die Personensorgeberechtigten werden zu einem pauschalierten Kostenbeitrag her- 

angezogen. Dieser ist der Anlage 1 in der jeweils gültigen Fassung zu entnehmen. 

(3) Die Bearbeitung des Antrages auf Förderung in Kindertagespflege erfolgt zunächst 

unabhängig von den finanziellen und wirtschaftlichen Verhältnissen der Personensor- 

geberechtigten. 
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(4) Es ist der durch die aktuelle Satzung festgelegte Kostenbeitrag je Betreuungsstunde 

zu entrichten (Kostenbeitragspflicht). Die Festsetzung des Kostenbeitrags der Perso- 

nensorgeberechtigten erfolgt per Bescheid. 

(5) Für Personensorgeberechtigte, die sich finanziell nicht in der Lage sehen, den so errech- 

neten Kostenbeitrag zu entrichten, besteht die Möglichkeit, eine Minderung oder Befreiung 

vom Kostenbeitrag gem. § 90 Abs. 4 SGB VIII zu beantragen. Der notwendige Antrag 

hierzu kann separat angefordert werden. Über den Antrag wird allein auf Grund der nach- 

zuweisenden wirtschaftlichen Verhältnisse entschieden. 

(6) Die Kostenbeitragspflicht der Personensorgeberechtigten bleibt für folgende betreu- 

ungsfreie Zeiten pro Kalenderjahr bestehen: 

 

 

30 Urlaubstage der Kindertagespflegeperson im Jahr 

20 Krankheitstage pro Kalenderjahr aufgrund von Erkrankungen der Kindertages- 

pflegeperson 

 15 Krankheitstage pro Kalenderjahr je Tageskind 

Das Vorgenannte gilt für Kindertagespflegepersonen, die eine 5-Tage-Woche an- 

bieten. Bietet die Kindertagespflegeperson Betreuung an weniger Wochentagen 

an, verringert sich der Anspruch entsprechend. 

Unabhängig vom Umfang der angebotenen Betreuungstage pro Woche besteht 

zudem eine Kostenbeitragspflicht der Personensorgeberechtigten für 3 Fortbil- 

dungstage der Kindertagespflegeperson im Kalenderjahr. 

(7) Nehmen gleichzeitig mehrere Kinder einer Familie Kindertagespflege in Anspruch, 

vermindert sich der zu leistende Kostenbeitrag für das zweite Kind auf 50 % des nach 

Abs. 2 fälligen Beitrages, für das dritte Kind auf 25 % dieses Beitrages. Für jedes 

weitere Kind in Kindertagespflege ist kein Kostenbeitrag zu entrichten. Die Reihen- 

folge der Kinder wird durch deren Alter bestimmt. 

(8) Bei stark schwankenden Betreuungszeiten erfolgt die Festsetzung des Kostenbeitrags 

nach Vorlage eines Nachweises über die tatsächlich geleisteten Betreuungsstunden. 

§ 4 

Vergütung der Kindertagespflegepersonen 

(1) Voraussetzung für die Zahlung einer laufenden Geldleistung durch den Kreisaus- 

schuss des Landkreises Marburg-Biedenkopf an die Kindertagespflegeperson ist der 

Antrag auf Förderung in der Kindertagespflege durch die Personensorgeberechtigten 

und die Vorlage einer gemeinsamen Betreuungsvereinbarung i. S. d. § 2 Abs. 3. 

Zwischen dem Landkreis Marburg-Biedenkopf und der Kindertagespflegeperson ist 

eine „Leistungs- und Entgeltvereinbarung über die Betreuung von Kindern im Rah- 

men der Kindertagespflege“ abzuschließen Die Vereinbarung wird schriftlich abge- 

schlossen entsprechend der Vorlage in Anlage 3. 

(2) Die an die Kindertagespflegeperson zu gewährende Geldleistung umfasst: 

a) die Erstattung angemessener Kosten für den Sachaufwand 
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b) einen angemessenen Betrag zur Anerkennung der Förderungsleistung 

c) die Weiterleitung der Landesmittel zur Förderung der Kindertagespflege gemäß § 

3 2 a Abs. 4 HKJGB. 

Die Erstattung erfolgt in monatlichen Pauschalen. Die Beträge sind der Anlage 1 in 

der jeweils gültigen Fassung zu entnehmen. 

Weiterhin ist die enthaltene Landesförderung mit aufgeführt. 

(3) Um einen Anspruch auf Auszahlung der Landesförderung zu erlangen, muss die Kin- 

dertagespflegeperson nach § 32 a Abs. 3 HKJGB folgende Voraussetzungen erfüllen: 

Sie muss 

a) im Besitz einer gültigen Erlaubnis zur Kindertagespflege nach § 43 SGB VIII sein 

oder, wenn die Kindertagespflege im Haushalt der oder des Personensorgebe- 

rechtigten ausgeübt wird, die Eignungskriterien nach § 43 Abs. 2 Nr. 1 SGB VIII 

erfüllen, 

b) eine Grundqualifizierung zur Kindertagespflege im Umfang von mindestens 160 

Unterrichtsstunden nach dem DJI Curriculum oder einem gleichwertigen Angebot 

sowie den erfolgreichen Abschluss eines Erste-Hilfe-Kurses für Kleinkinder oder 

Kinder nachweisen und 

c) eine Aufbauqualifizierung zur Kindertagespflege im Umfang von 20 Unterrichts- 

stunden im Jahr vor dem Zuwendungsjahr – dies entspricht dem Kalenderjahr - 

oder im Zuwendungsjahr bei der auf die erstmalige Zuwendung folgenden Zuwen- 

dung, in der Regel im Jahr vor dem jeweiligen Zuwendungsjahr bei jeder weiteren 

Zuwendung nachweisen. 

(4) Pauschalen der Landesförderung pro Kind: 

Für jedes Kind, das nach § 23 SGB VIII durch den örtlichen Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe gefördert und von einer Kindertagespflegeperson betreut wird, welche die 

Voraussetzungen nach Abs. 3 erfüllt, wird eine Pauschale gewährt. 

Näheres regelt § 32a HKJGB. 

(5) Die Beiträge der Förderleistungen im Sinne von § 4 Abs 2 dieser Satzung sind in drei 

leistungsgerechte Vergütungen gestaffelt: 

Stufe I (Basisstufe): 

 

 

Erfüllung des unter § 1 Abs. 3 dieser Satzung genannten Kriteriums und 

eine Grundqualifizierung zur Kindertagespflege im Umfang von mindestens 
1 60 Unterrichtseinheiten nach dem Curriculum des Deutschen Jugendinstituts 
(DJI) oder einem gleichwertigen Angebot und 

der erfolgreiche Abschluss eines Erste-Hilfe-Kurses für Säuglinge und Klein- 
kinder alle zwei Jahre und 

eine Aufbauqualifizierung zur Kindertagespflege im Umfang von jährlich 20 
Unterrichtseinheiten 

 

 

Stufe II (Qualifikationsstufe): 

 

 

Vorliegen der Voraussetzungen der Stufe I (Basisstufe) und 

eine effektive Tätigkeitszeit von mindestens acht Jahren als Kindertagespfle- 

geperson oder 
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 eine Qualifikation als anerkannte Fachkraft im Sinne von § 25b HKJGB. 

Bei Vorliegen der Voraussetzungen kann auf Antrag der Kindertagespflegeperson 

gem. § 23 Abs. 2a SGB VIII der Betrag für den Förderaufwand um 20 % erhöht 

(Qualifikationsstufe) werden. 

Stufe III (Erfahrungsstufe): 

 

 

Vorliegen der Voraussetzungen der Stufe II (Qualifikationsstufe) und 

eine effektive Tätigkeitszeit von 16 Jahren oder von 8 Jahren in der Stufe II 

(Qualifikationsstufe) als Kindertagespflegeperson 

Bei Vorliegen der Voraussetzungen kann auf Antrag der Kindertagespflegeper- 

son gem. § 23 Abs. 2a SGB VIII der Betrag für den Förderaufwand um 15 % 

erhöht (Erfahrungsstufe) werden. 

Der Antrag erfolgt schriftlich anhand des zur Verfügung gestellten Antragsvordruckes 

(Anlage 2). Die Leistungen werden frühestens ab dem 01. des Monats der Antrag- 

stellung und Erfüllung der o. g. Voraussetzungen gewährt. 

(6) Kindertagespflegepersonen, welche die unter § 1 Abs. 3 dieser Satzung genannten 

Kriterien erfüllen, erhalten gemäß § 32a Abs. 2 HKJGB jährlich einen zusätzlichen 

Betrag zur Anerkennung der Förderleistung in Höhe von bis zu 100,00 Euro für jedes 

zum Stichtag 01. März betreute Kind. Voraussetzung ist die Teilnahme an einer 

Fortbildung zum Bildungs- und Erziehungsplan (BEP) des Landes Hessen im Umfang 

von mindestens drei Tagen und einem Abstand von höchstens fünf Jahren. Die Aus- 

zahlung des Anerkennungsbetrages erfolgt zum 01.12. eines jeden Kalenderjahres. 

(7) Ist ein besonderer Förderbedarf des Kindes i. S. d. § 2 Abs. 8 festgestellt, wird der 

Betrag zur Anerkennung der Förderleistung um 50 % erhöht. Die Erhöhung gilt auch 

für die Randzeiten. 

(8) Wird die Krankheitsvertretung durch eine andere anerkannte Kindertagespflegeperson si- 

chergestellt, erfolgt hierfür eine Vergütung entsprechend der Stufe der vertretenden Kin- 

dertagespflegeperson zuzüglich einer Erhöhung von 20 % des Förderaufwands der jewei- 

ligen Vergütungsstufe. 

(9) Erfolgt eine Betreuung in der Zeit vor 07.00 Uhr und nach 18.00 Uhr, wird ein Rand- 

zeitenzuschlag in Höhe von 1,00 € je begonnener Betreuungsstunde gezahlt. 

(10) Bei stark schwankenden Betreuungszeiten erfolgt die Festsetzung der Vergütung 

nach Vorlage eines Nachweises der tatsächlich geleisteten Betreuungsstunden. 

(11) Erfolgt die Kindertagespflege über Nacht (20.00 Uhr bis 6.00 Uhr) wird dies mit einer 

Nachtpauschale in Höhe von 20,00 € abgegolten. Die Gewährung der Nachtpau- 

schale schließt den Randzeitenzuschlag nach Abs. 8 in der Zeit von 20.00 Uhr bis 

6 .00 Uhr aus. 
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§ 5 

Betreuungsfreie Zeiten der Kindertagespflegeperson 

und Weiterzahlung der laufenden Geldleistung 

Die Zahlung der laufenden Geldleistung an die Kindertagespflegeperson durch den Kreis- 

ausschuss des Landkreises Marburg-Biedenkopf bleibt für folgende betreuungsfreie Zei- 

ten pro Kalenderjahr bestehen: 

 

 

30 Urlaubstage im Jahr 

20 Krankheitstage pro Kalenderjahr aufgrund von Erkrankungen der Kindertages- 

pflegeperson 

 15 Krankheitstage pro Kalenderjahr je Tageskind 

Das Vorgenannte gilt für Kindertagespflegepersonen, die eine 5-Tage-Woche anbieten. 

Bietet die Kindertagespflegeperson Betreuung an weniger Wochentagen an, verringert 

sich der Anspruch entsprechend. 

Unabhängig vom Umfang der angebotenen Betreuungstage pro Woche besteht ebenfalls 

ein Anspruch auf die Weiterzahlung der laufenden Geldleistung an die Kindertagespfle- 

geperson für 3 Fortbildungstage im Kalenderjahr. 

Für Ausfallzeiten einer Kindertagespflegeperson ist rechtzeitig durch den örtlichen Ju- 

gendhilfeträger eine andere Betreuungsmöglichkeit sicherzustellen. 

§ 6 

Erstattung von Beiträgen zur Unfallversicherung 

und hälftige Erstattung von Sozialversicherungsbeiträgen 

(1) Die Erstattung angemessener Beiträge zur Unfallversicherung und die hälftige Er- 

stattung von angemessenen Sozialversicherungsbeiträgen der Kindertagespflege- 

person gem. § 23 Abs. 2 Nr. 3 SGB VIII erfolgt ausschließlich auf Vorlage entspre- 

chender vollständiger Zahlungsnachweise (Beitragsbescheide). Dies gilt jedoch nur 

für den Fall, dass die Einnahmen des Versicherten ausschließlich aus der Kinderta- 

gespflege generiert wurden. 

(2) Bei privaten Krankenversicherungen besteht ebenfalls ein Anspruch auf hälftige Er- 

stattung der Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge gem. § 23 Abs. 2 Nr. 4 SGB 

VIII. Der Zuschuss ist begrenzt auf die Höhe des nach § 152 Abs. 4 des Versiche- 

rungsaufsichtsgesetzes halbierten Beitrags für den Basistarif in der privaten Kranken- 

versicherung, den die Beitragspflichtigen zu leisten haben. 

(3) Der Zuschuss für Krankentagegeldversicherungen beträgt monatlich bis zu 20,00 €, 

darf jedoch die Hälfte der tatsächlichen Versicherungskosten nicht überschreiten. 

(4) Bei vorübergehender Nichtbelegung wegen mangelnder Nachfrage oder krankheits- 

bedingtem Ausfall einer Kindertagespflegeperson erfolgt die hälftige Erstattung der 

Sozialversicherungsbeiträge längstens für 6 Monate. 
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§ 7 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 15.02.2026 in Kraft und ersetzt mit Wirkung gleichen Datums 

die Satzung über die Betreuung von Kindern in der Kindertagespflege im Landkreis Mar- 

burg-Biedenkopf vom 29.09.2023. 

 

 

 

Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt. 

 

Marburg, 09.02.2026 

 

Der Kreisausschuss des  

Landkreises Marburg-Biedenkopf 

 

 

gez. 

Jens Womelsdorf 

Landrat 
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Wochen-

stunden
Zahlbetrag

kommunaler

Anteil

enthaltene

Landes- 

föderung

Zahlbetrag
kommunaler

Anteil

enthaltene

Landes- 

föderung

Zahlbetrag
kommunaler

Anteil

enthaltene

Landes- 

förderung

Kosten-

beitrag

Eltern

15 309,16 €      159,16 €      150,00 €   344,88 €      194,88 €      150,00 €   376,06 €      226,06 €      150,00 €   133,15 €   Stundensätze ab 01.11.23

16 329,77 €      179,77 €      150,00 €   367,88 €      217,88 €      150,00 €   401,13 €      251,13 €      150,00 €   142,02 €   Sachkosten: 2,04 €   

17 350,38 €      200,38 €      150,00 €   390,87 €      240,87 €      150,00 €   426,20 €      276,20 €      150,00 €   150,90 €   Förderaufwand: 2,72 €   

18 370,99 €      220,99 €      150,00 €   413,86 €      263,86 €      150,00 €   451,27 €      301,27 €      150,00 €   159,78 €   Basisstufe (BS): 4,76 €   

19 391,61 €      241,61 €      150,00 €   436,85 €      286,85 €      150,00 €   476,34 €      326,34 €      150,00 €   168,65 €   

20 412,22 €      262,22 €      150,00 €   459,85 €      309,85 €      150,00 €   501,41 €      351,41 €      150,00 €   177,53 €   Sachkosten: 2,04 €   

21 432,83 €      282,83 €      150,00 €   482,84 €      332,84 €      150,00 €   526,48 €      376,48 €      150,00 €   186,41 €   Förderaufwand (20 % auf BS): 3,26 €   

22 453,44 €      303,44 €      150,00 €   505,83 €      355,83 €      150,00 €   551,56 €      401,56 €      150,00 €   195,28 €   Qualifikationsstufe (QS): 5,31 €   

23 474,05 €      324,05 €      150,00 €   528,82 €      378,82 €      150,00 €   576,63 €      426,63 €      150,00 €   204,16 €   

24 494,66 €      344,66 €      150,00 €   551,82 €      401,82 €      150,00 €   601,70 €      451,70 €      150,00 €   213,04 €   Sachkosten: 2,04 €   

25 515,27 €      298,60 €      216,67 €   574,81 €      358,14 €      216,67 €   626,77 €      410,10 €      216,67 €   221,91 €   Förderaufwand (15 % auf QS): 3,75 €   

26 535,88 €      319,21 €      216,67 €   597,80 €      381,13 €      216,67 €   651,84 €      435,17 €      216,67 €   230,79 €   Erfahrungsstufe (ES): 5,79 €   

27 556,49 €      339,82 €      216,67 €   620,79 €      404,12 €      216,67 €   676,91 €      460,24 €      216,67 €   239,67 €   

28 577,10 €      360,43 €      216,67 €   643,78 €      427,11 €      216,67 €   701,98 €      485,31 €      216,67 €   248,54 €   

29 597,71 €      381,04 €      216,67 €   666,78 €      450,11 €      216,67 €   727,05 €      510,38 €      216,67 €   257,42 €   erhöhter Förderbedarf: Zuschlag 50%

30 618,32 €      401,65 €      216,67 €   689,77 €      473,10 €      216,67 €   752,12 €      535,45 €      216,67 €   266,30 €   Sachkosten: 2,04 €   

31 638,93 €      422,26 €      216,67 €   712,76 €      496,09 €      216,67 €   777,19 €      560,52 €      216,67 €   275,17 €   Förderaufwand: 4,08 €   

32 659,55 €      442,88 €      216,67 €   735,75 €      519,08 €      216,67 €   802,26 €      585,59 €      216,67 €   284,05 €   Basisstufe (BS): 6,12 €   

33 680,16 €      463,49 €      216,67 €   758,75 €      542,08 €      216,67 €   827,33 €      610,66 €      216,67 €   292,92 €   

34 700,77 €      484,10 €      216,67 €   781,74 €      565,07 €      216,67 €   852,40 €      635,73 €      216,67 €   301,80 €   Sachkosten: 2,04 €   

35 721,38 €      446,38 €      275,00 €   804,73 €      529,73 €      275,00 €   877,47 €      602,47 €      275,00 €   310,68 €   Förderaufwand: 4,89 €   

36 741,99 €      466,99 €      275,00 €   827,72 €      552,72 €      275,00 €   902,55 €      627,55 €      275,00 €   319,55 €   Qualifikationsstufe (QS): 6,93 €   

37 762,60 €      487,60 €      275,00 €   850,72 €      575,72 €      275,00 €   927,62 €      652,62 €      275,00 €   328,43 €   

38 783,21 €      508,21 €      275,00 €   873,71 €      598,71 €      275,00 €   952,69 €      677,69 €      275,00 €   337,31 €   Sachkosten: 2,04 €   

39 803,82 €      528,82 €      275,00 €   896,70 €      621,70 €      275,00 €   977,76 €      702,76 €      275,00 €   346,18 €   Förderaufwand: 5,63 €   

40 824,43 €      549,43 €      275,00 €   919,69 €      644,69 €      275,00 €   1.002,83 €    727,83 €      275,00 €   355,06 €   Erfahrungsstufe (ES): 7,67 €   

41 845,04 €      570,04 €      275,00 €   942,68 €      667,68 €      275,00 €   1.027,90 €    752,90 €      275,00 €   363,94 €   

42 865,65 €      590,65 €      275,00 €   965,68 €      690,68 €      275,00 €   1.052,97 €    777,97 €      275,00 €   372,81 €   

43 886,26 €      611,26 €      275,00 €   988,67 €      713,67 €      275,00 €   1.078,04 €    803,04 €      275,00 €   381,69 €   Kostenbeitrag Eltern:

44 906,88 €      631,88 €      275,00 €   1.011,66 €    736,66 €      275,00 €   1.103,11 €    828,11 €      275,00 €   390,57 €   bis 31.10.2023 pro Stunde: 1,62 €

45 927,49 €      619,16 €      308,33 €   1.034,65 €    726,32 €      308,33 €   1.128,18 €    819,85 €      308,33 €   399,44 €   ab 01.11.2023 pro Stunde: 2,05 €

46 948,10 €      639,77 €      308,33 €   1.057,65 €    749,32 €      308,33 €   1.153,25 €    844,92 €      308,33 €   408,32 €   

47 968,71 €      660,38 €      308,33 €   1.080,64 €    772,31 €      308,33 €   1.178,32 €    869,99 €      308,33 €   417,20 €   

48 989,32 €      680,99 €      308,33 €   1.103,63 €    795,30 €      308,33 €   1.203,39 €    895,06 €      308,33 €   426,07 €   

49 1.009,93 €    701,60 €      308,33 €   1.126,62 €    818,29 €      308,33 €   1.228,46 €    920,13 €      308,33 €   434,95 €   

50 1.030,54 €    722,21 €      308,33 €   1.149,62 €    841,29 €      308,33 €   1.253,54 €    945,21 €      308,33 €   443,83 €   

Basisstufe (BS) Erfahrungsstufe (ES) NEUQualistufe (QS)

Anlage 1:



Anlage 2 

 

 

 

 

 

 
Antrag auf Leistungsgerechte Vergütung  
 
 

 

 

 

Beantragung der Leistungsgerechten Vergütung in der Kindertagespflege gemäß § 4 Abs. 5 der 

Satzung über die Betreuung von Kindern in der Kindertagespflege im Landkreis Marburg-

Biedenkopf 

 

☐ Ich beantrage die Stufe II (Qualifikationsstufe) aufgrund vorliegender Voraussetzungen 

    (zutreffendes bitte ankreuzen): 

 

☐ Ich verfüge über eine pädagogische Ausbildung gem. Fachkraftkatalog § 25 HKJGB.* 

 

☐ Ich bin seit dem      (Beginn-Datum eintragen), durchgehend und ohne 

Unterbrechung mindestens acht Jahre als Kindertagespflegeperson tätig.* 

 

☐ Ich beantrage die Stufe III (Erfahrungsstufe) aufgrund vorliegender Voraussetzung 

 

☐ Ich bin seit dem      (Beginn-Datum eintragen), durchgehend und ohne 

Unterbrechung sechzehn Jahre bzw. acht Jahre in der Stufe II (Qualifikationsstufe) als 

Kindertagespflegeperson tätig.* 

 

Name, Vorname: 

 

 

 

Adresse: 

 

 

 

 

 

Datum, Unterschrift der Kindertagespflegeperson 

* Entsprechende aussagekräftige Nachweise sind dem Antrag beizufügen (Anerkennung, Zeugnis, o. ä.). 



  
  

Anlage 3 

Leistungs- und Entgeltvereinbarung 
über die Betreuung von Kindern 

im Rahmen der Kindertagespflege 

zwischen 

Träger der öffentlichen Jugendhilfe: 

Kreisausschuss des Landkreises Marburg-Biedenkopf 
Fachbereich Familie, Jugend und Soziales 
Im Lichtenholz 60 
3 5043 Marburg 

und 

Leistungserbringer*in: 

Name, Vorname: 

Geboren am: 

Wohnortadresse: 

Betreuungsadresse: 

Pflegeerlaubnis seit: 

Pflegeerlaubnis nach § 43 SGB VIII erteilt durch den Jugendhilfeträger: 



  
  

Stammdatenblatt der Kindertagespflegestelle 

Anrede Akad. Grad Name 

PLZ 

Vorname 

Wohnort 

Geburtsdatum 

ggf. Ortsteil Straße/Hausnr. + Zusatz/ Post- 
fachnr. 

E-Mail-Adresse 

Bankname 

Telefonnummer /Mobilnummer Steuer-ID 

BIC IBAN 

Pflegeerlaubnis gem. § 43 SGB VIII 
vom: 

Ausgestellt durch den folgenden Träger der öffentli- 
chen Jugendhilfe (Name + Anschrift des Trägers): 

(Bitte Nachweise in Kopie beifügen) 

Qualifikation als anerkannte Fach- 
kraft i. S. v. § 25b HKJGB? 

Keine Qualifikation als anerkannte Fachkraft i.S. d. § 
25b HKJGB, jedoch mindestens 8 Jahre Tätigkeit als 
Tagespflegeperson absolviert? 

[ ] Ja [ ] Nein [ ] Ja [ ] Nein 
(Falls ja, bitte Nachweis in Kopie bei- 
fügen) 

(Falls ja, bitte Nachweis in Kopie beifügen) 
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§ 1 Art, Ziel und Qualität des Leistungsangebots 

(1) Die oben genannte Person betreut im Landkreis Marburg-Biedenkopf Kinder in Kindertages- 
pflege auf Grundlage des Achten Sozialgesetzbuches (SGB VIII) in der jeweils geltenden Fas- 
sung und im Rahmen der aktuellen Fassung der Kindertagespflegesatzung des Landkreises 
Marburg-Biedenkopf. 

§ 2 Der zu betreuende Personenkreis 

(1) Der Landkreis Marburg-Biedenkopf gewährt die Leistung gem. §§ 23, 24 SGB VIII unter folgen- 
den Voraussetzungen: 

a) für Kinder unter einem Jahr, wenn die Voraussetzungen nach § 24 Abs. 1 SGB VIII erfüllt 
sind; 

b) für Kinder vom vollendeten 1. bis zum vollendeten 3. Lebensjahr, wenn die Voraussetzungen 
nach § 24 Abs. 2 SGB VIII erfüllt sind. 

(2) Kinder ab Vollendung des 3. Lebensjahres sind vorrangig in Kindertageseinrichtungen und Kin- 
der ab Schuleintritt vorrangig durch schulische Betreuungsangebote zu betreuen. Kindertages- 
pflege wird grundsätzlich nur in den Fällen gewährt, in denen nachweislich kein bedarfsgerech- 
tes Angebot zur Verfügung steht. Geht der Bedarf an Betreuung über diese institutionellen An- 
gebote hinaus, so kann Kindertagespflege zusätzlich gewährt werden. 

(3) Der Rechtsanspruch auf Kindertagespflege für Kinder mit Vollendung des 1. Lebensjahres bis 
zur Vollendung des 3. Lebensjahres nach § 24 Abs. 2 SGB VIII unterscheidet einen bedarfsun- 
abhängigen Grundanspruch sowie einen darüber hinaus gehenden Anspruch, der sich nach dem 
individuellen Bedarf richtet. Der Grundanspruch gilt als erfüllt bei einer täglichen Förderung von 
6 Stunden (30 Wochenstunden). 

(4) Kindertagespflege wird erst ab einer wöchentlichen Betreuungszeit von mindestens 15 Stunden 
gefördert und wenn die voraussichtliche Betreuungsdauer mindestens 3 Monate beträgt. Eine 
Ausnahme bildet hier die ergänzende Kindertagespflege zu einem anderen Betreuungsangebot. 
Diese kann auch in einem geringeren Stundenumfang gefördert werden. 

(5) Bei Kindern unter einem Jahr wird von einer vierwöchigen Eingewöhnungszeit ausgegangen. In 
allen anderen Fällen wird die Eingewöhnung zwei Wochen lang gefördert. 

§ 3 Förderung, Entgelt, Zahlungsweise und Erstattungen 

(1) Laufende Leistungen nach § 23 SGB VIII werden grundsätzlich nur auf schriftlichen Antrag er- 
bracht. Geht der Antrag im laufenden Monat ein, erfolgt die Bewilligung frühestens ab dem 01. 
dieses Monats. Frühester Bewilligungszeitpunkt ist das Datum, an dem die Voraussetzungen für 
die Gewährung der Kindertagespflege vorliegen bzw. die Notwendigkeit von Kindertagespflege 
besteht. 

(2) Von den Personensorgeberechtigten ist ein entsprechender Antrag auf Förderung in Kinderta- 
gespflege beim Kreisausschuss des Landkreises Marburg-Biedenkopf zu stellen. 
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(3) Die Personensorgeberechtigten und die Kindertagespflegeperson als Vertragspartner*innen re- 
geln im Vorfeld die näheren Einzelheiten zur Kindertagespflege mittels einer schriftlichen, unter- 
schriebenen Betreuungsvereinbarung. 

(4) Die öffentliche Förderung der Betreuung in Kindertagespflege kann ab Vollendung des 3. Le- 
bensjahres nur noch ergänzend zu anderen Betreuungsformen erfolgen. 

(5) Die Gewährung von Kindertagespflege ist grundsätzlich bis zur Vollendung des 3. Lebensjahres 
befristet. Steht in Einzelfällen zu diesem Zeitpunkt nachweislich kein Platz in einer wohnortnahen 
und bedarfsgerechten Kindertageseinrichtung zur Verfügung, so kann die Kindertagespflege auf 
Antrag der Eltern bis zum Freiwerden eines entsprechenden Kindertagesstättenplatzes verlän- 
gert werden. Das Nichtvorhandensein eines Betreuungsplatzes in einer Kindertagesstätte ist 
durch eine schriftliche Bestätigung des Trägers nachzuweisen. 

(6) Bei ergänzender Kindertagespflege für Kinder ab Vollendung des 3. Lebensjahres bedarf es ei- 
nes Nachweises der Personensorgeberechtigten über die Inanspruchnahme oder das Nichtvor- 
handensein von anderen Betreuungsformen wie Kindertagesstätten, Grundschulbetreuung, 
Hort, etc. 

(7) Voraussetzung für die Zahlung einer laufenden Geldleistung durch den Kreisausschuss des 
Landkreises Marburg-Biedenkopf an die Kindertagespflegeperson ist der Antrag auf Förderung 
in der Kindertagespflege durch die Personensorgeberechtigten und die Vorlage einer gemein- 
samen Betreuungsvereinbarung. 

(8) Die an die Kindertagespflegeperson zu gewährende Geldleistung umfasst: 
a) die Erstattung angemessener Kosten für den Sachaufwand 
b) einen angemessenen Betrag zur Anerkennung der Förderleistung 
c) die Weiterleitung der Landesmittel zur Förderung der Kindertagespflege gemäß § 32a Abs. 

4 HKJGB. 

(9) Pauschalen der Landesförderung pro Kind: 
Für jedes Kind, das nach § 23 SGB VIII durch den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
gefördert und von einer Kindertagespflegeperson betreut wird, welche die Voraussetzungen 
nach Abs. 3 erfüllt, wird eine Pauschale gewährt. Näheres regelt § 32a HKJGB. 

(10) Der Landkreis Marburg-Biedenkopf fördert keine Kindertagespflegepersonen, die einen ein- 
schlägigen Eintrag gem. § 72a SGB VIII im erweiterten polizeilichen Führungszeugnis haben. 
Die Prüfung erfolgt im Rahmen der Erteilung und Weiterbewilligung der Erlaubnis zur Kinderta- 
gespflege 

(11) Um einen Anspruch auf die laufende Geldleistung und die Auszahlung der Landesförderung 
zu erlangen, muss die Kindertagespflegeperson nach § 32a Abs. 3 HKJGB folgende Voraus- 
setzungen erfüllen: 

Sie muss 
a) im Besitz einer gültigen Erlaubnis zur Kindertagespflege nach § 43 SGB VIII sein oder, wenn 

die Kindertagespflege im Haushalt der oder des Personensorgeberechtigten ausgeübt wird, 
die Eignungskriterien nach § 43 Abs. 2 Nr. 1 SGB VIII erfüllen, 
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b) eine Grundqualifizierung zur Kindertagespflege im Umfang von mindestens 160 Unterrichts- 
stunden nach dem DJI Curriculum oder einem gleichwertigen Angebot sowie den erfolgrei- 
chen Abschluss eines Erste-Hilfe-Kurses für Kleinkinder oder Kinder nachweisen und 

c) eine Aufbauqualifizierung zur Kindertagespflege im Umfang von 20 Unterrichtsstunden im 
Jahr vor dem Zuwendungsjahr oder im Zuwendungsjahr bei der auf die erstmalige Zuwen- 
dung folgenden Zuwendung, in der Regel im Jahr vor dem jeweiligen Zuwendungsjahr bei 
jeder weiteren Zuwendung nachweisen. 

(12) Grundsätzlich ist die Aufbauqualifizierung im Jahr vor dem Förderjahr in vollem Umfang durch- 
zuführen. In besonderen Einzelfällen, wenn dies ohne Verschulden der Tagespflegeperson 
oder des Jugendamtes nicht vollständig erfolgen konnte und wenn der daraus resultierende 
Ausschluss von der Bemessung der Landesförderung für das zuständige Jugendamt und die 
Tagespflegeperson eine besondere Härte darstellen, kann im Einzelfall die Landesförderung 
auch dann gewährt werden, wenn die Aufbauqualifizierung nicht im Jahr vor dem Förderjahr 
abgeschlossen wurde. Entsprechende Fälle sind vom antragstellenden Jugendamt der Bewilli- 
gungsbehörde vorzutragen. 

(13) In Fällen, in denen die 20 Unterrichtseinheiten nicht erreicht wurden, ist die Kindertagespflege- 
person verpflichtet, vor dem 31.12. des jeweiligen Jahres eine diesbezügliche schriftliche Be- 
gründung bei der Fachberatung einzureichen. Aus dieser muss hervorgehen, warum Veranstal- 
tungen versäumt bzw. die 20 Unterrichtseinheiten nicht erreicht wurden. Ebenso ist in der Be- 
gründung darzulegen, welche genauen Nachholtermine (längstens bis zum 31.03. des Folge- 
jahres) geplant sind und welche besondere Härte die Versagung der Landesfördermittel bedeu- 
ten würde. Der Landkreis Marburg-Biedenkopf legt sodann dem Regierungspräsidium Kassel 
zum Jahresende eine Liste der Kindertagespflegepersonen zur Genehmigung vor, welche vo- 
raussichtlich nicht bis zum 31.12. des Jahres die erforderliche Aufbauqualifikation von 20 Stun- 
den nachweisen können unter Nennung der Hinderungsgründe (Verschuldensfrage, besondere 
Härte) sowie der geplanten Nachholtermine (längstens bis zum 31.03. des Folgejahres). 

(14) Der Kindertagespflegeperson wird der kommunale Anteil an Sachaufwand und Förderleistung 
monatlich zusammen mit der kindbezogenen Landesförderung nach § 32a HKJGB pauschal für 
jedes anspruchsberechtigte Kind ausgezahlt. Zur Aufteilung des Zahlbetrages wird auf Anlage 
1 verwiesen. 

(15) Erfolgt eine Betreuung in der Zeit vor 07.00 Uhr und nach 18.00 Uhr, wird ein Randzeitenzu- 
schlag in Höhe von 1,00 € je begonnener Betreuungsstunde gezahlt. 

(16) Bei stark schwankenden Betreuungszeiten erfolgt die Festsetzung der Vergütung nach Vorlage 
eines Nachweises der tatsächlich geleisteten Betreuungsstunden. 

(17) Erfolgt die Kindertagespflege über Nacht (20.00 Uhr bis 6.00 Uhr), wird dies mit einer Nacht- 
pauschale in Höhe von 20,00 € abgegolten. Die Gewährung der Nachtpauschale schließt den 
Randzeitenzuschlag nach Absatz 14 in der Zeit von 20.00 Uhr bis 6.00 Uhr aus. 

(18) Leistet die Kindertagespflegeperson eine Krankheitsvertretung für eine andere anerkannte Kin- 
dertagespflegeperson, erfolgt hierfür eine Vergütung entsprechend der Stufe der vertretenden 
Kindertagespflegeperson zuzüglich einer Erhöhung von 20% des Förderaufwands der jeweili- 
gen Vergütungsstufe. 
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(19) Die Zahlung der laufenden Geldleistung an die Kindertagespflegeperson durch den Kreisaus- 
schuss des Landkreises Marburg-Biedenkopf bleibt für folgende betreuungsfreie Zeiten pro Ka- 
lenderjahr bestehen: 

 
 

30 Urlaubstage im Jahr 
20 Krankheitstage pro Kalenderjahr aufgrund von Erkrankungen der Kindertagespflegeper- 
son 

 15 Krankheitstage pro Kalenderjahr je Tageskind. 

Das Vorgenannte gilt für Kindertagespflegepersonen, die eine 5-Tage-Woche anbieten. Bietet 
die Kindertagespflegeperson Betreuung an weniger Wochentagen an, verringert sich der An- 
spruch entsprechend. 
Unabhängig vom Umfang der angebotenen Betreuungstage pro Woche besteht ebenfalls ein 
Anspruch auf die Weiterzahlung der laufenden Geldleistung an die Kindertagespflegeperson für 
3 Fortbildungstage im Kalenderjahr. 

(20) Die Kindertagespflegeperson ist verpflichtet, dem Landkreis Marburg-Biedenkopf sämtliche 
Krankheits-, Urlaubs- und Fortbildungstage unverzüglich und vollständig mitzuteilen. Die Mittei- 
lung muss im Dezember des laufenden Kalenderjahres, spätestens aber im Verlauf des Januars 
des neuen Kalenderjahres erfolgen. 

(21) Die Beiträge der Förderleistungen im Sinne von § 3 Abs. dieser Vereinbarung sowie § 4 
Abs. 2 der Satzung über die Betreuung von Kindern in der Kindertagespflege im Landkreis 
Marburg-Biedenkopf sind in drei leistungsgerechte Vergütungen gestaffelt: 

Stufe I (Basisstufe): 
 
 

Erfüllung des unter § 1 Abs. 3 dieser Satzung genannten Kriteriums und 
eine Grundqualifizierung zur Kindertagespflege im Umfang von mindestens 160 Un- 
terrichtseinheiten nach dem Curriculum des Deutschen Jugendinstituts (DJI) oder 
einem gleichwertigen Angebot und 

 

 

der erfolgreiche Abschluss eines Erste-Hilfe-Kurses für Säuglinge und Kleinkinder 
alle zwei Jahre und 
eine Aufbauqualifizierung zur Kindertagespflege im Umfang von jährlich 20 Unter- 
richtseinheiten 

Stufe II (Qualifikationsstufe): 
 
 

Vorliegen der Voraussetzungen der Stufe I (Basisstufe) und 
eine effektive Tätigkeitszeit von mindestens acht Jahren als Kindertagespflegeper- 
son oder 

 eine Qualifikation als anerkannte Fachkraft im Sinne von § 25b HKJGB 

Bei Vorliegen der Voraussetzungen kann auf Antrag der Kindertagespflegeperson gem. 
23 Abs. 2a SGB VIII der Betrag für den Förderaufwand um 20 % erhöht (Qualifikati- § 

onsstufe) werden. 

Stufe III (Erfahrungsstufe): 
 
 

Vorliegen der Voraussetzungen der Stufe II (Qualifikationsstufe) und 
eine effektive Tätigkeitszeit von 16 Jahren oder von 8 Jahren in der Stufe II (Qua- 
lifikationsstufe) als Kindertagespflegeperson 
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Bei Vorliegen der Voraussetzungen kann auf Antrag der Kindertagespflegeperson 
gem. § 23 Abs. 2a SGB VIII der Betrag für den Förderaufwand um 15 % erhöht (Erfah- 
rungsstufe) werden. 

Der Antrag erfolgt schriftlich anhand des zur Verfügung gestellten Antragsvordruckes (An- 
lage 2). Die Leistungen werden frühestens ab dem 01. des Monats der Antragstellung und 
Erfüllung der o. g. Voraussetzungen gewährt. 

(22) Kindertagespflegepersonen, welche die unter § 1 Abs. 3 dieser Satzung genannten Krite- 
rien erfüllen, erhalten gemäß § 32a Abs. 2 HKJGB jährlich einen zusätzlichen Betrag zur 
Anerkennung der Förderleistung in Höhe von bis zu 100,00 Euro für jedes zum Stichtag 
0 1. März betreute Kind. Voraussetzung ist die Teilnahme an einer Fortbildung zum Bil- 
dungs- und Erziehungsplan (BEP) des Landes Hessen im Umfang von mindestens drei 
Tagen und einem Abstand von höchstens fünf Jahren. Die Auszahlung des Anerkennungs- 
betrages erfolgt zum 01.12. eines jeden Kalenderjahres. 

(23) Die Erstattung angemessener Beiträge zur Unfallversicherung und die hälftige Erstattung 
von angemessenen Sozialversicherungsbeiträgen der Kindertagespflegeperson gem. § 23 
Abs. 2 SGB VIII erfolgt ausschließlich auf Vorlage entsprechender vollständiger Zahlungs- 
nachweise (Beitragsbescheide). Dies gilt jedoch nur für den Fall, dass die Einnahmen des 
Versicherten ausschließlich aus der Kindertagespflege generiert wurden. 

(24) Bei privaten Krankenversicherungen besteht ebenfalls ein Anspruch auf hälftige Erstat- 
tung der Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge gem. § 23 Abs. 2 Nr. 4 SGB VIII. Der 
Zuschuss ist begrenzt auf die Höhe des nach § 152 Absatz 4 des Versicherungsaufsichts- 
gesetzes halbierten Beitrags für den Basistarif in der privaten Krankenversicherung, den 
die Beitragspflichtigen zu leisten haben. 

(25) Der Zuschuss für Krankentagegeldversicherungen beträgt monatlich bis zu 20,00 €, darf 
jedoch die Hälfte der tatsächlichen Versicherungskosten nicht überschreiten. 

(26) Bei vorübergehender Nichtbelegung wegen mangelnder Nachfrage oder krankheitsbe- 
dingtem Ausfall einer Kindertagespflegeperson erfolgt die hälftige Erstattung der Sozial- 
versicherungsbeiträge längstens für 6 Monate. 

§ 4 Weitere Verpflichtungen der Kindertagespflegeperson 

(1) Bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für die Gefährdung eines durch die o. g. 
Kindertagespflegeperson betreuten Kindes ist durch die Kindertagespflegeperson eine Ge- 
fährdungseinschätzung vorzunehmen und dabei eine insoweit erfahrene Fachkraft bera- 
tend hinzuziehen. Die Erziehungsberechtigten sowie das Kind sind in die Gefährdungsein- 
schätzung einzubeziehen, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes nicht in Frage 
gestellt wird. 

(2) Seit 1. März 2020 gehört die nach § 43 SGB VIII erlaubnispflichtige Kindertagespflege ge- 
mäß § 33 Nr. 2 IfSG zu den Gemeinschaftseinrichtungen. Die Regelungen zum Masern- 
schutz sind daher auch im Bereich der Kindertagespflege zu beachten: 
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a) Kinder unter einem Jahr müssen noch keinen Nachweis vorlegen. Sie können ohne 
Nachweis aufgenommen werden. 

b) Kinder ab Vollendung des 1. Lebensjahres müssen eine Masern-Schutzimpfung oder 
eine Masern-Immunität nachweisen. 

c) Kinder ab Vollendung des 2. Lebensjahres und Erwachsene, die nach 1970 geboren 
sind, müssen mindestens zwei Masern-Schutzimpfungen oder ein ärztliches Zeugnis 
über eine ausreichende Immunität gegen Masern nachweisen. 

d) Die Immunität kann durch einen Bluttest (sog. Titer-Bestimmung) festgestellt werden. 
Die Kosten für ein ärztliches Attest müssen in der Regel vom Patienten selbst bestritten wer- 
den. 

e) Die gesetzlichen Vorgaben orientieren sich an den Empfehlungen der Ständigen Impfkom- 
mission (STIKO). Wenn der Impfstatus unklar ist, sollten die Impfungen nachgeholt werden. 
Eine Antikörperkontrolle wird von der STIKO nicht empfohlen. 

f) Liegt eine medizinische Kontraindikation vor, muss diese durch ein ärztliches Attest nachge- 
wiesen werden. 

g) Personen, die keinen ausreichenden Nachweis erbringen, dürfen weder in den betroffenen 
Einrichtungen betreut noch in diesen tätig werden. Das gilt jedoch nicht für Personen, die 
einer gesetzlichen Schulpflicht unterliegen. 

(3) Die Kindertagespflegeperson beantragt mindestens drei Monate, bevor die Gültigkeit der Pflege- 
erlaubnis endet, eine Neuerteilung durch den zuständigen Fachdienst beim Landkreises Mar- 
burg-Biedenkopf, sofern sie weiterhin als Kindertagespflegeperson arbeiten möchte. 

Ort, Datum: Ort, Datum: 

Öffentlicher Träger der Jugendhilfe: Leistungserbringer*in: 

(Unterschrift) (Unterschrift) 

8 


